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POLIZEIPRÄSIDIUM KARLSRUHE
REFERAT RECHT UND DATENSCHUTZ

Polizeipräsidium Karlsruhe∙ Durlacher Allee 31-33 ∙ 76131Karlsruhe

Herrn
Lucas Thijs
██████

█████████

- per E-Mail -

Karlsruhe 28  .0 7.2020
Name ███ ███

Durchwahl ███ ██ ███▊

Aktenzeichen RuD-RA3/0300.8 (Thijs, 
Lucas)
(Bitte bei Antwort angeben)

Ihre erneute Anfrage gemäß LIFG basierend auf Ihre r ursprüngliche n Anfrage 
vom 11.06.2020 zu den Korrespondenzen mit Bezug auf die Fachaufsichtsbe-
schwerde (RuD RA1/0300.8) von Bjarne Rest

Ihre E-Mail vom 07.0 7.2020

Sehr geehrter Herr Thijs, 

mit o.a. Schreiben bitten Sie erneut um Übermittlung aller Nachrichten, Briefe, E-Mails, 
einschließlich   der   internen   Kommunikation   mit  Bezug   auf  die   Fachaufsichtsbe-
schwerde von Bjarne Restmit dem Hinweis, dass Daten der Beamtinnen und Beamten 
unkenntlich gemacht werden und die Dokumente geschwärzt werden können.

Ihren Antrag vom 11.06.2020 stützen Sie auf § 1 Abs. 2 Landesinformationsfreiheits-
gesetz  (LIFG),  §  25  Umweltverwaltungsgesetz  (UVwG),  soweit  Umweltinformationen 
i.S.d. § 2 Abs. 3 Umweltinformationsgesetzes des Bundes (UIG) betroffen sind, und § 
2 Abs. 1 des Gesetzes zur Verbe sserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherin-
formation (VIG), soweit Verbraucherinformationen betroffen sind.

Zunächst möchten wir Sie darauf hinweisen, dass die Zuständigkeit für Anträge nach 
dem UVwG und VIG beim Regierungspräsidium Karlsruhe liegt. Ei  ne Weiterleitung des 
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Antrags an das Regierungspräsidium Karlsruhe halten wir vor dem Hintergrund der 

Fragestellung jedoch nicht für geboten.

Gemäß § 1 Abs. 2 LIFG haben Antragsberechtigte gegenüber informationspflichtigen 

Stellen einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen. Diese grundsätzlichen 

Voraussetzungen liegen per Definition gem. § 3 Nr. 1 und 2 LIFG vor.

Wir möchten Ihnen jedoch mitteilen, dass Ihrem Auskunftsersuchen nicht stattgege-

ben werden kann. Nach Prüfung kommen wir zu dem Ergebnis, dass ein Anspruch 

nach dem LIFG nicht in Betracht kommt, da der Zugang zu den von Ihnen angefrag-

ten Auskünften aufgrund § 4 Abs. 1 Nr. 6 LIFG nicht gewährt werden kann.

Es wurde bereits bei der Beantwortung der Anfrage vom 11.06.2020 angemerkt, dass 

es sich bei einem Beschwerdeverfahren grundsätzlich um eine Einlassung eines Bür-

gers aufgrund eines polizeilichen Handelns, von dem der Beschwerdeführer mittelbar 

oder unmittelbar betroffen ist, handelt. Insofern gilt es, die Beantwortung dieses nicht-

förmlichen Verfahrens, welches in Artikel 17 Grundgesetz verankert ist, ausschließlich 

an den Beschwerdeführer zu richten. Dies auch deshalb, um zum einen personenbe-

zogene Daten sowohl des Antragstellers als auch der handelnden Beamtinnen und 

Beamten zu schützen.

Gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 6 LIFG besteht ein Anspruch auf Informationszugang nicht, wenn 

das Bekanntwerden der verlangten Informationen nachteilige Auswirkungen auf die 

Vertraulichkeit von Beratungen und Entscheidungsprozessen haben kann. 

Mithin geschützt werden soll damit der Willensbildungsprozess der Behörde, welcher 

allgemeine Überlegungen, Besprechungen, Beratschlagungen, Bewertungen sowie 

Prüfungen und die Abwägung aller für die Entscheidungsfindung wichtigen Umstände 

beinhaltet.

Dienstliche Informationen wie beispielsweise Äußerungen oder Stellungnahmen von 

Beamtinnen und Beamten stellen sich dabei regelmäßig als zwischen den Beamtinnen 

und Beamten und dem Dienstvorgesetzten im Rahmen eines vertraulichen Prozesses 

ausgetauschte fachlich objektive sowie subjektive Bewertungen dar.
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Wir  können  Ihnen  daher keine Informationen zur  Aufsichtsbeschwerde  des  Herrn 
Bjarne Rest zur Verfügung stellen. 

Gem. § 10 Abs. 3 LIFG werden für diesen Bescheid keine Kosten erhoben.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 

beim  Polizeipräsidium  Karlsruhe,  Durlacher  Allee  31-33,  76131  Karlsruhe,  erhoben 

werden.

Mit freundlichen Grüßen

gez.
∙∙∙ █
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